
. l3tiBe1blatt ~eiblatt zur ParlementskorresP2ndenz 8.Feber 1956 

• Anfrage 

I 

der Abg. Pol c a. r f G r u b hof e r, Dr. Hof e ne der und Genossen 
an den Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe, betreffend Ver. 
leihung von Fluglinien- und Charterverkehrskonze.ssionen •. 

-.-.-
D1e1fnterze1chneten Abgeordneten haben den Herrn Bundesminister i'Ur Verkehr 

und verstaatlichte Betriebe am 18.Jänner d.J. in einer Antraae darauf' hingewiesen, 
daß ver$chiedene.Flughafenbetriebsgesellschaften und dasösterroiohische Verkehrs-

" , \ '. 

bUro vom Amt für Zivilluftfahrt Fluglinien- und Charterverkehrskonzessionen ausge-

folgt erhielten. obwohl diese die gesetzlich geforderten Voraussetzungen zum Zeit­
punkt der KonzessionSerteilung.nicht erfüllten. 

In seiner Anfragebeantwortung vom 27.Jänner 1956 hat der Herr Bundesmini~ter 

für Verkehr und versta.atlichte Betriebe den unterzeichneten Abgeordneten mitgeteilt, 
Q,aB dio ~isher erteilten Genehmigungen den gesetzlichen Vorsch:riftenvoll entsprechenc 

. Die unterzeichneten Abgeordneten ~nnen sich mit dieser Antwort des Herrn 
Verkehrsministers nicht zufrieden gebon, da s~e nicht den Tatsachen entspricht. 

~ie erlauben sich, dem Herrn Bundesminister für Verkehr und verstaatliohte Betriebe 
I 

folgende Tatsachen zur Kenntnis zu bringem 

1. Zufolge einer Aufforderung des Amtes fUr Zivi11ufttahrt haben verschiedene . . 

Flughafenbetriebsgesellschaften entgegen den in ihrem Gesellsohaftsvertrag 
. festgelegten Bestimmungen beim AJnt für Z.iviUuftfahrt um Konzessionen eih­

~e:lcht. 
I 

2. Diesen Flughafenbetriebsgesellschaften wurde, obwohl sie über keine Flug-
~euge, keine Piloten und keine 1m Gesetz vo~e8Chriebenen Voraussetzungen 
verfügten. solche Konzessionen erteilt. Nach Information der unterzeich­
neten Abgeordneten erhielten solche Konzessionen. 

die F1ughafenbetriebsgesellsehaft Innsbruck. 
die Flughafe~betriebs$esellschatt ~inz-Hörsching, 
4ie Flughafenbetriebsgesellschaft .Klagenfurt~Annabichl ~d 
die Flughafenbetriebsgesellschaft Graz-Thalerhof. 

Die unterzeichneten Abgeordneten haben darüber h~naus in Erfahrung gebracht, 
4aS entgegen den klaren Bestimmungen des lei40r 1nÖsterreich noch in 

Geltung ~efindlichen d~utschen Luftrechtes die Fl~hafenbetriebsgescllschaft 
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Klagenfurt-Almabichl ihre Konzession an ein Reisebüro gegen eine angebliche 

15 %ige Betriebsbetelligupg weiterverpachtete. 

".Laut Mitteilung des Gene;a.1direktors 14illwisoh d~S Österreichischen ,Verkehrs ... 

büros ha.t dieses VerkehrsbÜ;o sm 8. und 18.~1.1955 durch das Amt fÜr Zivilluft­

",fahrt imB\1ridesministeriliilf für· Verkehr und verstaa. tlichte B9triebe zwe~ Kon..., 

zessionenfürFlugl~nfen";'Und dha.rtorflugverkehrSbetl"~eb ausgefertigt bzw. aus-

. gefolgterha.lten. Dies o~Qhl das ästerreichisChe VerkehrsbürO als der Konzes­

sionswerber und Konzessionsnehmer weder zum Zeitpunkt der Einreichung noch der 

Ausfolgung der Konzession übcr die im Gesetz angeführten zwingenden Voraussetzun­

gen verfügte. 
, , 

Die unterzeichneten Abgeordneten erlauben sich, den Herrn Bundesminister für Ver';'. 

kehr Und verstaatlichte Betriebe nachstehend auf einige zwingende Bestimmungen des 

Luftverkohrsgesetzes bzw. d'er Verordnung. über den Luftverkehr hinzuweisen: 
. . , 

Der § 40 der Verordnung über Luftverkehr be,sagt im ersten Absa.tz, da.6 die Genehmi­

gung zu einem Luftfahriunternehmen beim Luftamt zU:beantragen ist. ~r Abs.2 

führt· aus, was dieser Antrag enthalten mus s , 
, , 

.;?unkt 'li, ,~ame, sta.e.tsl3,ngehÖr~~~itund SitzdesAnt~lSt,~llers sowie \dieStaats-

angehörigkeit .der iu seiner Vertretung bef~ten Person, gegebenenfalls 

':ellieri AUtiZUg,aus ~emHa.ridelsrogister: und efl'ieSätzung', , 

~~t' .2.,;' Dan LuftfahrtsberElioh und Zweck' des tinte~ehJne,n.s, sowie die teohnlschen 

naten': des Betriebes. 
. ("" 

l, , ' • ~', 
, (~., 

InPunktaüber: d:teKO~ess~onsgenehm~ wird verlänkt,"dS.a'· der 'Antrag 'den Zweck 

des' 'Unt'ernehmens : soli±e 'die technisaherl' Grundlagen des:!atrie bes beinha:ltet~ taut' 

derko~eJ1ttez.ten AV:Sgabe Schlechtor"Reymann ·'!techt der Luftfahrt" sind dabei die 
, . ' : " . 

Arten, Kl~~en''1n4'A11sriist:uPgdcr Flugze,uge,~u;führen,; -die ',das ,Luf.ttahrtuntornehmen 

.in ~e1;r1$'b 11~'. tA~:erdem., geh9r0l1 hieher die Angaben'üb~ dasPersonal,die J 

Le,ia,ttUlgu.nddie·DQrc.hführ1.tng 'des,lJE;ltriebe,s. 
, 

~_ßd1cse' Vor~usse1;:?;tlllgen vom Österreiohischen Verkehr~bütO (siel,le Punkt ,:: vo~ .. , 
liegend~r: A~1'age)n~c1,:l:t erbr~chtw:e:rden konnt'e~,' l~egt.1cla.r a.uf ,der Hantl .•. ;&9 ",aren 

I·· ,. 
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zur Zeit des Konzessionsaneuchens weder Flugzeuge, noch fliegendes Personal vor-
, i. 

handen, wolc~e die Voraussetzungen f~ ein Ko~essions&nsuchen hättenb1lden können •. 

Es geht daraus ferner hervor, daß die zwingende Vorschrift des § 90' der Verordnung 

über Luftverkehr bei der Konzessionserteilung an das.österrej.chisehe Verkehrsbüro 

nicht beachtet wUrde. 

Die beiden Konzessionen an das Österreichische Verkehrsotiro wurden, wie bereits 

erwähnt, ~ 8. und 18.11.1955 erteilt. 

Ähnlich haben sioh auch die Könzessionserteiligungen an,die angeführten Flughafen­

betriebsgesellsch~ten abgespielt, welche KonzessiOnen erteilt erhielton, bevor . , 

das Fluggerät und das fliegende Personal zur Verfügung gestanden sind. Zum Teil 

verfügen diese Gesellschaften bis heute noch nioht über die gesetzlichen Voraus­

setzungender Konzess1onserteilung. 

Durch diese aufgezeigt~ Praxis de~ Amtes für Zivilluftfahrt ist a) ein verstoß 

gegen klare gesetzliche Bestimmungen durch das Amt für Zivilluftfahrt erwiesen 

und b) die laut Bundesverfassung garantierte Gleichheit aller Staatsbürger vor dem 

Geae~zm1ßachtet, denn bei einer Anzahl anderer 'Konzessionsansuchen wur51e' - worüber 

de~ Nach\~eis geführt werd.en~1a\nn -die Einbaltung (le~"gesetz11chenBestimtnungen mit 

mehr als übertriebenem Eife~ verlangt. 

;oieunterzeiclUletenAbge~rdJleten' haben ~en Eindruck,'d:aß:derlierrBundeeminister 

für V~rkehr Und verstaatlichte Betriebe bei seiner einga~s erwähnten Anfragebonnt­

'il~tung nichte~SChQ~:f~nd izjormiertw~, ~d richte~ daher 'an ihn di~ n~ueriiche 

... " 
Anfrages 

, , 

Was gedenkt der Herr l3und'esminister für Verkehr, und Voreta.,a.tlichte Betriebo zu 

tun, um der~tige' gesetz~idrige Übergriffe des Amtes fiirZivilluftfahrt abzustellen 
, ,.. ';". . '~ , 

und bereits erfolgte widerrechtlich erteilte Konzessionen wieder E) inzuziehon ? 

............. 
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